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Die Inszenierung war perfekt
und offensichtlich von langer
Hand vorbereitet. Am 15. Mai
um 12.30 Uhr erfolgte in der
Staatskanzlei die Pressekonfe-
renz; Punkt 13.00 Uhr hatten al-
le Landesbediensteten den Mit-
arbeiterbrief von Ministerpräsi-
dent Koch und Innenminister
Bouffier auf dem Schirm.

Eigentlich verlief die Verord-
nungszeremonie für die hessi-
sche Beamtenschaft wie ge-
wohnt,bis auf einen kleinen,aber
bedeutsamen  Unterschied:Dies-
mal hatten die Vertreter der Lan-
desregierung  einen „Partner“ an
ihrer Seite (siehe Mitarbeiter-
brief der Landesregierung), der
ins gleiche Horn stieß, um einen
fragwürdigen „Verhandlungser-
folg“ zu verkünden, der nach
zähen, schwierigen und vor allem
langwierigen Verhandlungen zu-
stande gekommen sein soll!

Das Ergebnis ist aus Sicht der
GdP vollkommen inakzeptabel!
Warum?

Wochenarbeitszeit:

Die Beibehaltung der 42-
Stunden-Woche mit Zustim-
mung des Beamtenbundes
(DPolG) ist unfassbar und glei-
chermaßen eine schallende Ohr-
feige für unsere Kolleginnen und

Kollegen. Nachdem die Arbeits-
belastung die Grenze des Zumut-
baren bereits überschritten hat
(wie z. B. Aktionstage, Sonder-
kontrollen, Einsätze etc.), kann
niemand ernsthaft glauben, dass
die „Vergütung“ einer Wochen-
stunde für vorzeitigen Freizeit-
ausgleich genutzt werden kann.

Schon jetzt ist Altersteilzeit
nicht möglich, weil das Personal
an allen Ecken und Enden fehlt.
Die Option für die Verlagerung
auf ein Lebensarbeitszeitkonto
ist bei Licht betrachtet ein Blan-
koscheck für die Landesregie-
rung zur Erweiterung der Pen-
sionsgrenze. Die Absicht der
Landesregierung, die Lebensar-
beitszeit der hessischen Beam-
tinnen und Beamten zu verlän-
gern, wird nach diesem Ab-
schluss deutlich und von Minis-
ter Bouffier und dem Vorsitzen-
den des Beamtenbundes nicht
ausgeschlossen!

Die GdP-Forderung lautet
nach wie vor:

Nicht mehr als 40 Stun-
den für alle – für Tarifbe-
schäftigte und Beamtin-
nen und Beamte! Beibe-
haltung der spezifi-
schen Pensionsgrenze
für den Polizeivollzug!

Besoldungserhöhung:

In vielen Gesprächen haben
Koch und Bouffier deutlich ge-
macht, dass man Gehaltspers-
pektiven und flexible Arbeits-
zeit im öffentlichen Dienst mit
der freien Wirtschaft verglei-
chen müsse. Bitteschön: In den
letzten Jahren haben sich bei-
spielsweise die Tariflöhne und
-gehälter in der Metall- und
Elektroindustrie um 16,8 Pro-
zent erhöht. Im Vergleich dazu
gab es bisher im öffentlichen
Dienst in Hessen neben Null-

runden und einer schlanken
Einmalzahlung lineare Er-
höhungen in 2003 und 2004 von
gerade einmal 6,5 Prozent. Dies
ist eine deutliche Schlechterstel-
lung! Die Polizeibeschäftigten
haben einen Nachholbedarf, um
die entstandenen Gehaltslücken
zu schließen. Der Vorsitzende
des Beamtenbundes begründete
die bescheidene lineare Er-
höhung mit dem sicheren Ar-
beitsplatz.Was Sicherheit in die-
sem Kontext für Polizistinnen
und Polizisten bedeutet, die sich
mit zunehmender Gewaltbereit-
schaft auseinandersetzen müs-
sen, brauche ich an dieser Stelle
nicht weiter auszuführen.

Die GdP-Forderung lautet:
800 Euro Einmalzahlung
und eine lineare Ge-
haltserhöhung von deut-
lich über 3 Prozent. Dies
entspricht nicht nur dem
Tarifvertrag der Länder 
(TV-L), sondern auch der
inhaltsgleichen Über-
nahme auf die Beamten-
schaft in anderen Bun-
desländern. Warum ei-
gentlich nicht im finanz-
starken Hessen?

Verraten und verkauft

Ausgerechnet während lau-
fender Sondierungsgespräche im
Tarifbereich zwischen Landesre-
gierung auf der einen Seite und
GdP,ver.di,GEW und sogar dem
Beamtenbund auf der anderen
Seite, hat der hessische Beam-
tenbund in partnerschaftlicher
Eintracht mit der Landesregie-
rung Fakten geschaffen, die die
Interessen der Tarifbeschäftig-
ten nachhaltig verraten haben.
Ministerpräsident Koch benutzt
eine Standesorganisation mit be-

grenztem Organisationsgrad,um
für den Tarifbereich Vorgaben zu
diktieren. Dass sich der Beam-
tenbund und die DPolG für die-
sen würdelosen Umgang mit Po-
lizeibeschäftigten haben instru-
mentalisieren lassen, ist der ei-
gentliche Skandal. Dies dürfte in
der Geschichte der Bundesrepu-
blik einmalig sein.

Wortbruch 

Ministerpräsident Koch hat
trotz gegenteiliger Behauptun-
gen und mit anschließendem
Eingeständnis des Wortbruches
schon vor fünf Jahren die 42-
Stunden-Woche eingeführt. Seit-
dem ist das Vertrauen in die Lan-
desregierung seitens der Polizei-
beschäftigten  nicht mehr allzu
groß. Um konstruktive Ge-
spräche auf Augenhöhe zu
führen, ist aber ein Mindestmaß
an Glaubwürdigkeit und Zuver-
lässigkeit unabdingbar. Am 30.
August 2006 hatte Innenminister
Bouffier gegenüber den Vertre-
tern der ÖD-Gewerkschaften
des DGB geäußert,dass im Zuge
der Föderalismusdiskussion eine
qualifizierte Beteiligung aller
Gewerkschaftsvertreter unab-
dingbar sei und diese bei künfti-
gen Vorhaben im Besoldungs-,
Versorgungs- und Laufbahn-
recht mit einzubeziehen wären.

Dazu wolle man entsprechen-
de Gespräche führen und Dienst-
rechtskongresse einberufen, um
die notwendigen Entwicklungen
gemeinsam zu gestalten.

Dienstrechtsreform

Dieser Dienstrechtskongress
fand am 16. Mai 2007 in Wiesba-
den statt. Zufällig einen Tag
nach der partnerschaftlichen
Verkündung! Die GdP wollte an
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Vertrauensbruch!

Jörg Bruchmüller
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Mit diesem Beschluss vom 20.
März 2007 hat das BverfG fest-
gelegt, dass § 5 Abs. 3 Satz 1 Be-
amtenversorgungsgesetz mit
dem Art. 33 GG nicht vereinbar
ist. Die Verlängerung der Warte-
frist auf drei Jahre geht über den
zu beachtenden Grundsatz der
Versorgung aus dem letzten
Amt hinaus und bedeutet einen
Eingriff in dessen strukturge-
prägten Kernbereich.

Das heißt, dass die Beamtin-
nen und Beamten ihr Amt nur
noch zwei Jahre innehaben müs-
sen, damit dieses ruhegehalts-
wirksam wird.

Die GdP fordert deshalb die
Landesregierung auf, im Rah-
men der neuen föderalen Struk-
tur, dieses Urteil sofort in Hes-
sen, für die hiesigen Beamten
umzusetzen.

Welche weitere Auswirkung
hat dieses Urteil?

Da das BverfG auch geurteilt
hat „... die zum Zeitpunkt der

Bekanntgabe dieser Entschei-
dung bereits bestandskräftigen
Versorgungsbescheide bleiben
von der Entscheidung un-
berührt …“, heißt dies, dass alle
Versorgungsbescheide, gegen
die kein Widerspruch eingelegt
wurde, nach vier Wochen be-
standskräftig geworden sind und
nicht mehr unter die Geltung
dieses Urteils fallen. Dies gilt
auch für die Fälle, wenn die Ver-
sorgung wegen Nichteinhaltung
der Drei-Jahres-Frist nicht aus
dem letzten, sondern dem vor-
angegangenen Amt berechnet
wurde.

Das aktuelle Urteil gilt im
Prinzip also nur für zukünftige
und nicht für vergangene Fälle.
Dennoch empfehlen wir für die
letztgenannten Fälle, einen An-
trag auf Neuberechnung mit
zukünftiger Wirkung zu stellen.
Dessen Erfüllung ist zwar sehr
unwahrscheinlich, aber nicht
aussichtslos.
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Beamtinnen und Beamte, die
in der nächsten Zeit in Ruhe-
stand gehen, die Zweijahres-
aber nicht die Dreijahres-Frist
erfüllt haben, sollten bei Erhalt
des Versorgungsbescheides die-
sen prüfen.

Wird die Pension nicht aus
dem letzten, sondern dem vor-
angegangenen Amt berechnet,
sollte unter Hinweis auf dieses
BverfG-Urteil Widerspruch ein-
gelegt werden.

Für Kolleginnen und Kolle-
gen, die schon im Ruhestand
sind und deren Versorgung we-
gen Nichteinhaltung der Drei-
jahres-Frist aus dem vorherigen
Amt berechnet wurde, aber bei
denen die Widerspruchsfrist
noch nicht abgelaufen ist, sollten
gegen die Versorgungsberech-
nung vorsorglich Widerspruch
einlegen.

Das Gleiche gilt für die Fälle,
denen bereits aus anderen
Gründen widersprochen wurde

(z. B. Nichtberücksichtigung
von Kindern) und der Versor-
gungsbescheid deshalb noch
nicht rechtskräftig ist. Dann soll-
te der Widerspruch mit Hinweis
auf das vorliegende Urteil er-
gänzt werden.

Für alle Fälle gilt, dass nicht
mit schnellen Antworten der
Pensionsregelungsbehörden ge-
rechnet werden kann, da diese
die Bearbeitung der Wider-
sprüche solange aussetzen wer-
den, bis das Verfahren in Hessen
durch neue Gesetzesregelung
klar ist.

Jedenfalls ein erfreuliches
Urteil des BverfG,dass den Arti-
kel 33 Abs. 5 Grundgesetz ein-
mal zum Vorteil und nicht gegen
die Beamtenschaft auslegt, wie
dies einige Landesregierungen
gerne aus finanziellen Gründen
tun.

Jörg Schumacher

BEAMTENVERSORGUNG
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„Drei-Jahres-Grenze“ nach Beförderungen
für verfassungswidrig

Gespräche stocken! 
Nach den ersten beiden Son-

dierungsgesprächen, die Mitte
und Ende April stattgefunden
haben, kam die Gesprächsrunde
mit dem Arbeitgeber nun ins
Stocken.
● Am 27.April saßen Arbeitneh-

mervertreter von ver.di, GdP
und GEW erneut am Verhand-
lungstisch, um die gegenseiti-
gen Vorstellungen weiter zu
sondieren.

● Die Arbeitszeit ist ein wesent-
licher Aspekt aus der Sicht der
GdP. In diesen Sondierungsge-
sprächen erwarten wir seitens
der Arbeitgeber eine klare Aus-
sage zu deren Vorstellungen,
eine zukünftige Regelung der
Wochenarbeitszeit betreffend.

● Unmittelbar vor dem 3. Son-
dierungsgespräch am 8. Mai
hat die Arbeitgeberseite diese
Gesprächsrunde abgesagt. Sie
bat darum, dieses Gespräch
auf Ende Mai/Anfang Juni
2007 zu verschieben.

● Informationen zu den Inhal-
ten dieses letzten, geplanten
Sondierungsgesprächs und
der daraus resultierenden Fra-
ge, ob Tarifverhandlungen
zwischen dem Land Hessen
und den Verhandlungsführern
von ver.di, GdP und GEW
stattfinden, werden wir zu ge-
gebener Zeit an Euch weiter-
geben.

GdP-Landesvorstand
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diesem Kongress teilnehmen,
um die berechtigten Interessen
der Polizeibeschäftigten in den
Reformprozess einbringen zu
können.

Wir haben nicht 
teilgenommen!

Wer die Beschäftigten bei lau-
fenden Sondierungsgesprächen
mit solchen Fakten vor den Kopf
schlägt, will keine partnerschaft-
lichen Verhandlungen, will ver-
ordnen und diktieren!  Deshalb
ist es sinnlos an einem Spiel teil-
zunehmen, dessen Ergebnis be-
reits feststeht!

Wir sind keine Marionet-
ten! Wir sind den Inte-
ressen unserer Be-
schäftigten verpflichtet! 
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Polizei zum Schnäppchen-
Preis – brauchen wir die Frei-
zeit-Sheriffs? Mit dieser Frage
beschäftigte sich am 10. Mai
2007 die Sendung „stadtge-
spräch“ des Hessischen Rund-
funks.

Der GdP-Landesvorsitzende
Jörg Bruchmüller stand in der
fast einstündigen Fernsehsen-
dung nicht nur den Zuschauern
im Saal und an den heimischen
Fernsehgeräten Rede und Ant-
wort, sondern argumentierte ge-
schickt und sachlich auf die teils
pointierten Aussagen von In-
nenminister Bouffier.

Öffentliches Interesse an dem
Thema kam erst auf, nachdem
Anfang Mai in Wiesbaden ein
freiwilliger Polizeihelfer von ei-
nem Autofahrer brutal nieder-
geschlagen wurde. Eine verach-
tenswerte Tat, die gleichzeitig ei-
ne öffentliche Diskussion um
die Notwendigkeit eines freiwil-
ligen Polizeidienstes lostrat.

Jörg Bruchmüller trug in sei-
nem Eingangsstatement die we-
sentlichen Inhalte des GdP-
Briefes an alle hessischen Kom-

munen vor. An dieser Stelle sei
nur auf wenige Punkte hinge-
wiesen:
● … Zwar ist der „Kampf gegen

Kriminalität eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe“, die es
auf die Verantwortung eines je-
den Einzelnen mit seinen indi-
viduellen Möglichkeiten zu
übertragen gilt, gleichwohl er-

scheint es gefährlich und un-
professionell, unzureichend
ausgebildete Mitbürger/innen
im Bereich hoheitlicher Aufga-
ben mit Befugnissen auch nur
unterstützend im Kampf gegen
Kriminalität einzusetzen. …

● … Überdies bleibt fraglich, wie
viele Ansprechpartner im Be-
reich der inneren Sicherheit
dem Bürger noch zugemutet
werden sollen. Neben dem
„klassischen Polizeibeamten“
agieren mittlerweile Wachpoli-
zisten, Hilfspolizeibeamte und
nunmehr „Freiwillige“ auf der
Bühne der inneren Sicherheit.
Dies fördert nicht unbedingt
Klarheit, sondert erzeugt beim
Bürger hinsichtlich der Zu-
ständigkeiten Verwirrung und
Unsicherheit. …

● … Eine „gefühlte“ Sicherheit
wird erfahrungsgemäß voll-
kommen unterschiedlich wahr-
genommen und bewertet, eben
subjektiv.Aussagekräftiger hin-
gegen ist die polizeiliche Krimi-
nalstatistik, die trotz der Dun-
kelfeldproblematik, die objek-

tive Sicherheitslage anhand von
Fakten darstellt. Auch dort, wo
der Freiwillige Polizeidienst als
Modellversuch installiert wur-
de,hat sich die objektive Sicher-
heitslage nicht signifikant ver-
ändert –  insofern kann von ei-
nem „Erfolgsmodell“ nicht die
Rede sein. …
Darin zeigte die GdP eine kla-

re Haltung gegenüber dem frei-
willigen Polizeidienst. Die hessi-
schen Bürger haben es verdient,
dass ihnen für ihre Sorgen und
Nöte gut ausgebildete und kom-
petente Polizeibeamten in aus-
reichender Anzahl zur Verfü-
gung stehen. Ehrenamtliche
Tätigkeit darf nicht unterschied-
lich behandelt werden, auch
wenn die sieben Euro je Stunde,
die die freiwilligen Polizeihelfer
erhalten, als eine Aufwandsent-
schädigung bezeichnet wird.

Innenminister Bouffier ver-
teidigte selbstverständlich den
freiwilligen Polizeidienst als ei-
ne zusätzliche Ergänzung zum
Polizeivollzugsdienst, die sich in
der Praxis bewährt habe. Der

Freiwillige Polizeidienst soll
überall da sein, wo die Polizei
nicht mehr ist, so Innenminister
Bouffier. Fußstreife laufen in
Parks und auf Friedhöfen, um
hier den Bürgern kompetenter
Ansprechpartner zu sein, sei ei-
ne Hauptaufgabe der freiwilli-
gen Polizeihelfer. Diese sind mit
Handy und Pfefferspray aus-
gerüstet und sollen demnächst
auch noch zusätzlich eine
Schutzweste erhalten, die sie vor
Messerstichen schützen soll.

Ein Kommunalpolitiker aus
Riedstadt (Südhessen) schilder-
te die Situation in seiner Kom-
mune recht anschaulich. Der
Freiwillige Polizeidienst habe
nicht zu dem erhofften Erfolg
geführt. Die Sachbeschädigun-
gen, die Graffiti-Sprühereien
etc. haben sogar zugenommen.
Dies habe das Kommunalparla-
ment dazu bewogen, den Frei-
willigen Polizeidienst wieder ab-
zuschaffen. Finanziell ist dieses
Experiment in der Stadtkasse

LANDESJOURNAL

FREIWILLIGER POLIZEIDIENST

Das Bürgerhaus in Lollar wurde kurzerhand zum Fernsehstudio umgebaut. Die beiden Kontrahenten Innenminister
Bouffier und GdP-Vorsitzender Jörg Bruchmüller standen sich auf Tuchfühlung gegenüber (Pult rechte Bildseite).

GdP untermauert ablehnende Haltung
GdP diskutiert mit Innenminister

Fortsetzung auf Seite 4
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mit rund 17 000 Euro zu Buche
geschlagen.

Insbesondere Feuerwehran-
gehörige, die zu überwiegendem
Teil ihre Tätigkeit   ehrenamtlich
ausführen, fühlen sich hier unge-
recht behandelt. Das Argument
von Innenminister Bouffier,
dass sie für ihren Einsatzdienst
Lohnfortzahlung erhalten, ist
eben keine freiwillige Unter-
stützungsleistung der Kommu-
ne, sondern ein handfester An-
spruch, der sich aus dem Brand-
schutzhilfeleistungsgesetz er-
gibt.

Zutreffend sagte es auch die
befragte freiwillige Polizeihelfe-
rin aus Lollar.Sie mache dies des
Geldes wegen, da sie arbeitslos
sei und das Geld brauche. Sie sei
früher im Verwaltungsdienst der
Polizei beschäftigt gewesen und
habe so Einblick in die Polizei-
arbeit erhalten. Hätte man nicht
mit dem Instrumentarium
„Operation sichere Zukunft“
ein Großteil der Verwaltungs-
stellen bei der Polizei gestrichen,

wäre diese Frau heute wahr-
scheinlich wieder Beschäftigte
bei der Polizei.

Auch die Aussage von Innen-
minister Bouffier, es gäbe heute
„… Polizeibeamtinnen und -be-
amte, soviel wie noch nie …“,
muss hinterfragt werden. Wer
nur die „Köpfe“ zählt, muss
zwangsläufig zu dieser Zahl
kommen. Die ganzen Planstel-
len sind jedoch deutlich weniger
geworden. Im Zuge der „Opera-
tion sichere Zukunft“ wurden
und werden bei der hessischen

Polizei 968 Stellen eingespart.
Die Arbeit der über 600 wegfal-
lenden polizeilichen Tarifbe-
schäftigten muss folgerichtig
von Vollzugsbeamten mit über-
nommen werden, die wiederum
für ihre originäre Aufgabe nicht
mehr zur Verfügung stehen. Zu-
sätzlich werden 360 Vollzugsbe-
amte nach deren Pensionierung
in den Jahren 2007 und 2008
nicht mehr ersetzt. Letztendlich
werden diese Polizistinnen und
Polizisten im Streifen- und Er-
mittlungsdienst fehlen.

Jörg Bruchmüller ist es gelun-
gen, mit Fakten und Argumen-
ten den Kernaussagen von In-
nenminister Bouffier argumen-
tativ gegenzuhalten und diese zu
entkräften. Dies wurde auch an
den positiven Reaktionen der
Zuschauer im Saal sowie einer
Vielzahl von E-Mails an den
Hessischen Rundfunk deutlich.
Es nutzte auch nichts, dass In-
nenminister Bouffier durch sei-
ne Äußerungen versuchte den
Eindruck zu vermitteln, dass im
Saal nur GdP-Vorstände säßen,
die ihren Landesvorsitzenden
unterstützen müssten. Dem war
eben nicht so!

Fazit: Wieder einmal hat sich
gezeigt, dass die GdP die einzige
Polizeigewerkschaft/Berufsver-
tretung ist, die innenpolitisch
brisante Themen aufgreift und
ihren Standpunkt auch in den
Medien vertritt.

In der Fernsehsendung
„stadtgespräch“ ging GdP-Lan-
desvorsitzender Jörg Bruchmül-
ler als Punktsieger des verbalen
Schlagabtausches hervor!

Ewald Gerk

LANDESJOURNAL

FREIWILLIGER POLIZEIDIENST

Der Versuch von Innenminister Bouffier, den überwiegenden Teil der Zu-
schauer als GdP-Funktionäre hinzustellen, war nicht zutreffend. 
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Zuschauerreaktionen zur
Sendung:

Ob die Anzahl der Polizei-
kräfte ausreicht, zu knapp oder
zu üppig ist, kann ich nicht beur-
teilen. Die Steuern und Abgaben
waren noch nie so hoch wie heu-
te, die Schuldenberge auch nicht.
Was macht „der Staat“ mit unse-
rem Geld? Nun werden Hobby-
polizisten ohne ordentliche Aus-
rüstung und ohne ausreichende
Kommunikationsmittel einge-
setzt,was soll denn damit erreicht
werden?

Freiwilliger Polizeidienst mag
vielleicht der objektiven Sicher-
heit dienen, aber noch mehr
schont er den Landeshaushalt
von Hessen! Früher oder später
werden „Profi-Polizisten“ einge-
spart. Durch die ein wenig erwei-
terten Rechte der freiwilligen Po-
lizeihelfer kann doch keine Si-
cherheit garantiert werden. Eine
50-stündige Grundausbildung
kann doch keine Polizeibeam-
tenausbildung ersetzen, gerade
im Umgang mit „Gefahrensitua-

tionen“. Wird die angekündigte
stichsichere Weste vom Land
oder der Kommune bezahlt oder
wird diese wie im aktiven Polizei-
dienst mit einer Selbstbeteiligung
der Helfer finanziert?

Bei dem Thema Polizeidienste
stellt sich mir die Frage, ob hier
nicht das Pferd von hinten aufge-
zäumt wird. Wäre es nicht sinn-
voller, den jungen Leuten, von
denen die gefühlte und auch reel-
le Bedrohung ausgeht, eine ver-
nünftige Ausbildungs- und Be-
schäftigungsperspektive aufzu-
machen?

Mit dem Freiwilligen Polizei-
dienst setzt die hess. Landesregie-
rung ihren Weg der Entprofessio-
nalisierung von hoheitlichen
Aufgaben fort. Öffentliche Si-
cherheit gehört in die Verantwor-
tung einer gut ausgebildeten Poli-
zei und ist nicht durch Hilfskräf-
te zu ersetzen. Den Kommunen
diese Aufgabe und die Kosten
dafür aufzuladen und verant-
wortlichen Parlamentariern und

Leuten läuft doch letztlich nur
auf Gängelung der Leistungsträ-
ger und eine weitere, eigentlich
unzumutbare Füllung der kom-
munalen Kassen hinaus.
● eine Gerechtigkeitslücke ent-
steht: Polizeihelfer werden in vie-
len Kommunen besser bezahlt
als andere Ehrenamtliche, wie
z. B. die freiwilligen Feuerwehr-
leute, Sanitäter oder die Wahl-
helfer, deren Einsatz auch
grundsätzlich wichtiger ist. In
Anbetracht eines generell zu-
rückgehenden Ehrenamts sollte
man so etwas auch überdenken.

Der hessische Innenminister
„Volker Bouffier“ und alle ande-
ren Spitzenpolitiker sollen künf-
tig von den so hoch gelobten
„Freiwilligen“ bewacht und es-
kortiert werden. Alle Beamte des
BKA, LKA und die der norma-
len Schutzpolizei müssen dem
Schutz der Bevölkerung dienen,
werden diese Personen doch vom
normalen Steuerzahler finan-
ziert.

Kommunen den Stempel aufzu-
drücken,man sorge sich nicht um
die Sicherheit der Bürger, sei sie
auch nur gefühlt, ist unredlich.Es
gilt diesen Weg nicht mitzugehen
und die Polizei in Hessen damit
zu stärken. Sicherheit gibt es
nicht zum Schnäppchenpreis!

Ich halte den Freiwilligen
Polizeidienst für eher unglück-
lich, da
● die Art der den Bürger bedro-
henden gewalttätigen Verbre-
chen, z. B. Einbrüche, Gewalt-
tätigkeit zunimmt und hier frei-
willige Polizeihelfer nicht wirk-
lich helfen können
● die Frage des Einsatzes sehr
kritisch ist. Brauchen wir wirk-
lich mehr staatliche Ordnung
und im Zweifelsfall die Unter-
drückung redlicher Bürger durch
halbausgebildete Arbeitslose?
Etwa jemanden, der extra mor-
gens um 7 Uhr 10 vorbeikommt,
um mich aufzuschreiben,weil ich
falsch herum in der Straße parke
und um 7 Uhr 15 zur Arbeit fah-
re? Der Einsatz von solchen



6/2007 Deutsche Polizei-He 5

Menschen sind Nachahmer.
Sie brauchen Vorbilder. Das hat
die Natur so eingerichtet. Mutter-
sprache und viele Verhaltenswei-
sen entwickeln sich zunächst
durch unmittelbaren Kontakt mit
anderen, bevor auch bewusstes
Lernen Wirkung zeigt.

Doch nicht alles, was vorgebil-
det wird und als „Vor-Bild“ er-
scheint, ist auch nachahmens-
wert. Denn gute Vorbilder ver-
halten sich musterhaft, nachah-
mens- und lobenswert. Und das
ist mitunter anstrengend.
Schlechte Vorbilder dagegen sind
nur Beispielgeber für schädliches
und verwerfliches Tun oder Un-
terlassen. Dennoch wird gerade
solchen Zeitgenossen und Er-
scheinungen unüberlegt bis ger-
ne nachgeeifert. Besonders, wenn
es sich um medienpräsente Per-
sonen und spektakuläre Ereig-
nisse handelt.

Früher galt als Vorbild, wer
humane Werte verkörperte.Auch
besondere Leistungen und feh-
lerfreie Ergebnisse oder coura-
giertes und tadelfreies Verhalten
gilt als beispielhaft und verdient
hohe Anerkennung.Deshalb hat-
ten und haben z. B. Religions-
gründer, Dichter, Maler, Kom-
ponisten, Denker, Entdecker
und Erfinder so viele Anhänger

und Nobelpreisträger zurecht
zahlreiche Bewunderer, mitunter
sogar Neider. Doch selbst Nach-
eiferern fällt es schwer, sich selbst
so zu verhalten, wie sie es von an-
deren erwarten. Informations-
überflutung durch zunehmende
Vielfalt von Medieneinflüssen
hat die früher ausschlaggebende
Prägewirkung durch Bezugsper-
sonen weitgehend verkümmern
lassen.

Heute wirkt schon als „Vor-
bild“, wer oder was durch irgend

etwas (medien-)bekannt ist. Das
sind vorwiegend Stars, Models,
Darsteller, Bandmitglieder,
Sänger, Moderatoren, Sportler,
Politiker, Manager und Vermö-
gende, aber auch Fanatiker, De-
monstranten, Attentäter und
Ganoven, sogar Roman-, Co-
mic- und Fantasiegestalten.
Selbst schlimmste und dümmste
Entgleisungen finden Nachah-
mer. Man denke nur daran, was
sich manche Menschen zumuten,
um als Rekordhalter ins Guin-
nessbuch zu kommen. Unterstüt-
zenswert ist jedoch, wer u. a. ei-
nem „Fußballkaiser“, Weltmeis-
ter oder Olympiasieger und
Schönheits- oder Weinkönigin-
nen nacheifert. Symbolfiguren,
die sich z. B. als „König der Die-
be“, „Hexer“ oder „Ausbrecher-
könig“ betiteln lassen, sollten
eher abschrecken als begeistern.

Als Leitmedium hat Fernse-
hen oft fragwürdige Bedürfnisse
entstehen lassen und gefördert.
Vielen genügt es nicht als Teil ih-
res Umfeldes wahrgenommen zu
werden. Sie produzieren sich als
„Telewinker“ und Akteure in
Shows, albern und kaspern he-
rum und entblößen sich körper-
lich und geistig im Internet. Ge-
waltdelikte in Problemgegenden
und an Schulen sind häufig Vi-
deodarstellungen nachempfun-
den. Diese Art Hemmungslosig-
keit hat Vorbilder und Vorbild-
wirkung.Nachahmen und indivi-
dualisieren sind wie Geschwister,
die versuchen,sich zu überbieten.

Vielfach beklagte Orientie-
rungslosigkeit resultiert aus dem
Mangel an wirklichen Vorbil-
dern. Massenhaft „vorbildende“
Personen, Ereignisse und Be-
schreibungen prägen als veröf-
fentlichte die daraus entstehende
sogenannte öffentliche Meinung,
damit aber auch gleichzeitig Mo-
ralvorstellungen und Werte.Dazu
kommen die mittel- und unmittel-
baren Einflüsse fremder Kultu-
ren, vorwiegend durch Zuwande-
rer, Reiseerfahrungen und Me-
dienkonsum. Als Ergebnis regis-
trieren Ältere den Verfall früher
erlebter und gelebter Werte.

Aggressive Werbung für ein
schier unerschöpfliches Waren-
und Vergnügungsangebot haben,
besonders bei Jüngeren hedonis-
tische Grundeinstellungen ent-
stehen lassen, die mit guten Vor-
bildern für Vernunft und Norma-
lität nichts mehr gemein haben.
Persönlichkeiten als Werbeträ-
ger wecken Bedürfnisse für Sta-
tussymbole und Modeerschei-
nungen, die weder notwendig

noch sinnvoll, aber teuer, teilwei-
se sogar schmerzhaft sind. Na-
turvölkern abgeschauter Kör-
perschmuck und nachgemachte
Clochardkleidung sind zwar
Blickfang,vielfach auch Distanz-
wahrer. Erst der Wunsch, Ju-
gendsünden loszuwerden, oder
gar Schuldenfalle und Strafver-
fahren lassen häufig er-
schreckend erkennen, falschen
Vorbildern nachgeeifert und un-
echten Bedürfnissen nachgege-
ben zu haben.

Mandats- und Amtsträger ge-
nießen Vertrauen. Wer es ent-
täuscht, entspricht nicht der Vor-
bilderwartung. Er bringt sich in
Misskredit und seinen Stand in
Verruf. Verbale und Verhaltens-
entgleisungen wirken abstoßend
und Privilegienmissbrauch ist
schockierend. Eigenen Vorgaben
zuwider handelnde Vorgesetzte
und Volksvertreter bieten Nach-
ahmern willkommene Rechtfer-
tigung  für eigenes Fehlverhalten.
Zwar werden Amtsdelikte härter
bestraft und können Wiederho-
lungsneigung weitgehend unter-
binden, aber nicht ausmerzen. So
wie auch Wahlverweigerung kein
zuverlässiger Filter für uner-
wünschte Mandatsträger ist.

Völkerrechtlich garantierte
Immunität von Diplomaten ließ
schon manche bedenkenlos zu

Schuldnern, Dieben, Gewalttä-
tern und Verkehrssündern und
dadurch zum Vorbild für Krimi-
nelle werden, mit gefälschten Di-
plomatenausweisen ebenfalls
den Immunitätsstatus missbrau-
chen zu können (Spiegel 9/2007,
S. 39). „Überlastete Professo-
ren“, die sich für zeitaufwendige
aber gut dotierte Nebentätigkei-
ten bewerben (Spiegel 10/2007,
S. 170), bieten ihren Studenten
ein verwerfliches Vorbild. Eben-
so religiöse Fanatiker, weil „Bis
heute sind fast alle Religionen ei-
ne Triebfeder für Verfolgungen
und Kriege“ (Spiegel-Buch:
Weltmacht Religion, S. 30).

Späte Einsichten veränderten
Werbung und Einschränkungen.
Übertreibung, als rascher und si-
cherer Weg, das Gegenteil des
Angestrebten zu erreichen, stellt
nun Nikotin- und Alkoholge-
nießer nicht mehr als weltge-
wandte Vorbilder dar.Auch sonst
wie ungesund Lebende, Arbeits-

scheue, Umweltbelaster und Ver-
kehrsrowdys, kommen in den
Medien nicht gut weg.

Dem Polizeiberuf ist Vorbild-
pflicht immanent.Polizisten dür-
fen sich nicht erlauben, was sie
bei anderen verhindern und für
justiziable Maßnahmen ermit-
teln sollen. Ein Spitzenplatz in
der sozialen Prestigescala der
Berufe beweist, dass die Polizei
dieser Erwartung vollauf ent-
spricht. Das war, ist und wird so
bleiben, solange die GdP mit
dafür sorgen kann, unserem un-
vergleichbaren Beruf, Erfolg und
Ansehen zu erhalten.

Gerhard Kastl
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KOMMENTAR

Bilde dich selbst, und
dann wirke auf andere durch
das, was du bist!

Wilhelm von Humboldt

Nichts ist so ansteckend
wie das Beispiel, und wir stif-
ten nie viel Gutes oder Böses,
was nicht ähnliches Gutes
oder Böses hervorbrächte.

La Rochefoucauld,
Reflexionen

Es ist leichter, anderen mit
Weisheit zu dienen, als sich
selbst.

La Rochefoucauld,
Reflexionen

Vorbilder?
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Wie auch im letzten Jahr war
auch der diesjährige 1. Mai für
die Polizei sehr kräfteintensiv.
Alleine in Südhessen wurden
bei Aufzügen der NPD und de-
ren Gegenveranstaltungen in
Raunheim und Rüsselsheim
über 2800 Kolleginnen und Kol-
legen eingesetzt, davon 700 von
der Bereitschaftspolizei.

Der BZG-Vorsitzende der
Bereitschaftspolizei, Detlef Ot-
to und der Personalratsvorsit-
zende Roland Kramer waren in
Raunheim vor Ort, um sich ein
Bild zu machen und die Einsatz-
kräfte zu betreuen.

Dies bedeutete für viele unse-
rer Kolleginnen und Kollegen
anstatt eine Maitour zu ge-
nießen, sich mit „hartem Hut
und Schild“ zwischen Links und
Rechts zu stellen und für Ord-
nung zu sorgen.

Das mit der Ordnung gelang
diesmal nicht auf Anhieb, da es
bei Ausschreitungen verletzte
Kollegen gab.Ein Kollege musste
nach einem Steinwurf gegen den
Kopf in die Klinik verbracht wer-
den,konnte aber nach der Unter-
suchung diese wieder verlassen.

Diesmal kamen auch die bei-
den Wasserwerfer der Bereit-

schaftspolizei zum Einsatz. Mit
deren Hilfe konnten auch in
Brand gesetzte Müllcontainer
gelöscht werden. Am Ende des

Einsatzes waren in Raunheim
und Rüsselsheim 147 Festnah-
men zu verzeichnen.

Verpflegungskonzept
muss angepasst werden

Die über die III. BPA herge-
stellte Verpflegung war gut und
angepasst, auch wenn es lagebe-
dingt nur Kaltverpflegung ge-
ben konnte. Lediglich in der Lo-
gistik gab es Probleme. Obwohl
genügend Kaltgetränke bereit-
standen, wurde bis zum Mittag

nur ein Kaltgetränk pro Person
ausgegeben, was bei den som-
merlichen Temperaturen ein-
deutig zu wenig war.

Aus Sicht der Beobachter
muss ein Konzept zur Verpfle-
gungsausgabe erstellt werden,
das unseren bei den Flächen-
präsidien angesiedelten Logisti-
kern als Richtlinie dienen kann.

Was die Einsatzzeiten für
zwei Zeitlagen in Raunheim und
Rüsselsheim betraf, waren viele
unserer Kolleginnen und Kolle-
gen, je nach Heimatstandort,
überstrapaziert – so z. B. Melde-
zeit in Mittelhessen um 4 Uhr;
Entlassungszeit um 22 Uhr.

Zustande kamen diese langen
Einsatzzeiten dadurch, dass teil-

weise dieselben Einsatzkräfte
erst die Einsatzlage in Raunheim
bewältigten und anschließend in
den zeitversetzten Einsatz nach
Rüsselsheim verlegt wurden.

Ein echtes Highlight war der
Eiswagen der südhessischen
GdP. Michael Schweikert und
sein Team kämpfte sich durchs
Einsatzgewühl, um direkt an
der „Front“ erfrischende Eis-
portionen verteilen zu können.

Neben diesen beiden spekta-
kulären Einsatzlagen gab es noch
viele andere Lagen rund um den
1.Mai.So sicherten rund 200 Stu-
dierende, die derzeit ihr Prakti-
kum I bei der Bereitschaftspoli-
zei absolvieren, mit 60 Stammbe-
amten aus den Ausbildungsberei-
chen der Bereitschaftspolizei das
Radrennen „Rund um den Hen-
ninger Turm“ ab.

Ich wünsche mir von unserem
Herrn Innenminister, dass er im
Sinne der ganzen hessischen Po-
lizei, in Sachen Umstrukturie-
rung der HBP eine weise Ent-
scheidung trifft,die den Belangen
des Einzeldienstes und der BePo
gerecht wird.

Roland Kramer
BZG HBP
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RUND UM DEN 1. MAI

TERMINE GdP OSTHESSEN

Gerade bei Einsätzen dieser Art zeigt sich, wie wertvoll die Einsatzeinhei-
ten der Bereitschaftspolizei sind.

Bringt die Verkleinerung der BePo eine
Mehrbelastung für den Einzeldienst?

GdP-Rhetorik-Seminare Info-Veranstaltung für Senioren 
Wegen der überaus großen

Nachfrage bietet die GdP Hes-
sen weitere Rhetorik-Seminare
an.

Grundseminar: „Rhetorik“
Termin:
11.–13. Juni 2007 
in Willingshausen-Zella
Teilnehmer:
interessierte GdP-Mitglieder

Das Seminar ist für GdP-Mit-
glieder kostenlos.

Weitere Informationen unter:
www.gdp.de/hessen

Anmeldung an:
GdP Hessen
z. Hd. Frau Brunner
Wilhelmstr. 60a,
65183 Wiesbaden
Fax: 06 11/9 92 27-27
oder per Mail:
gdp-hessen@t-online.de

Am 6. Juni 2007, 13 Uhr, ver-
anstaltet die GdP-Bezirksgrup-
pe Osthessen in 36251 Nieder-
jossa, Sportlerheim, eine Info-
Veranstaltung für Senioren mit
dem Thema: „Gesundheitsvor-
sorge im Alter“

An diesem Tag werden Refe-
rate über aktuelle Themen ge-
halten, die für Senioren/Rentner
wichtig sind. Es wird u. a. refe-
riert über:
● aktuelle Gewerkschaftspoli-
tik (BZG-Vorsitzender)

● „Gesundheitsvorsorge im Al-
ter“, Dr. med. Freudenberg,
Hünfeld
● Seniorenarbeit in der GdP
(Seniorenvertreter Hermann
Müller)

Anmeldung telefonisch oder
per Fax/E-Mail an:

Ewald Gerk, Fax: 06 61/
9 01 35 24; E-Mail: egerk@
t-online.de

Hermann Müller, Tauben-
bergstraße 10, 36088 Hünfeld,
(Tel.: 0 66 52/46 22)
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Es sollte ein vom partner-
schaftlichen Gedanken gepräg-
ter Dialog zwischen der Landes-
regierung und den Beschäftig-
ten werden und im Sinne der
Hessischen Verfassung auch
sein.

In der Umsetzung der Fö-
deralismusdebatte hat der Bund
zentrale Angelegenheiten im
Bereich der Beamten/-innen wie
z. B. Besoldung,Versorgung und
Laufbahnrecht auf die Länder
übertragen. Dadurch ist es den
Ländern geboten, eigene Rege-
lungen zu schaffen. Schon da-
mals wurden die Beschäftigten
des öffentlichen Dienstes durch
den Beamtenbund verraten und
verkauft.

Diesen breiten Dialog mit al-
len Gewerkschaften und Berufs-
vertretungen hatte Innenminis-
ter Bouffier für diese CDU-ge-
führte Landesregierung ver-
sprochen. Für Mitte Mai wurde
dazu vom Innenministerium
nach Wiesbaden eingeladen.
Über 200 Teilnehmer haben
auch zugesagt.

Schon die der Einladung bei-
gefügte Tagesordnung und eine
Powerpointpräsentation über
den Veranstaltungsverlauf und
-inhalt ließen erahnen, dass es
sich hierbei nicht um eine von
konstruktivem Dialog getra-
gene Verhandlung handelte,
sondern eher wieder einmal um
eine Auftaktveranstaltung –
oder gar nur um eine „Pseudo-
beteiligung“ der Beschäftigten-
vertretungen?

Trotz dieser Erkenntnisse
und Befürchtungen waren und
sind sich die DGB-Gewerk-
schaften einig, dass die Chance,
ein modernes und zukunftwei-
sendes hessisches Beamtenrecht
geschaffen werden kann.

Derzeit laufen zwischen den
Gewerkschaften und Berufsver-
tretungen einerseits und dem
Land Hessen andererseits Son-
dierungsgespräche zur Vorberei-
tung der anstehenden Tarif-
verhandlungen für den öffentli-
chen Dienst.Sowohl Innenminis-
ter Bouffier als auch Minister-

präsident Koch versicherten im-
mer wieder, dass man gleicher-
maßen Verhandlungen für Tarif-
beschäftigte und Beamte wolle.

Das letzte terminierte Son-
dierungsgespräch wurde auf
Wunsch der Landesregierung
auf Ende Mai/ Anfang Juni ver-
schoben, da mit Ministerpräsi-
dent Koch noch weitere Abstim-
mungsgespräche bzgl. der Wo-

chenarbeitszeit erforderlich sei-
en.Dies wurde von den Gewerk-
schaften akzeptiert. Gleichwohl
waren wir der Auffassung, dass
Ministerpräsident Koch bei
der Auftaktveranstaltung zur
Dienstrechtsreform am 16. Mai
Eckpunkte für die weiteren
Tarifverhandlungen bekanntge-
ben wollte.

Es kam aber schlimmer! In
angeblich „harten Verhandlun-
gen“ mit dem hessischen Beam-
tenbund haben Ministerpräsi-
dent Koch und Innenminister
Bouffier am 15. Mai in einer
Pressekonferenz die Besol-
dungsanpassung verkündet. Das
Ergebnis ist mehr als enttäu-
schend! Insbesondere die Leis-
tungen und Arbeitsbelastungen
der Polizeibeschäftigten werden
in dieser Besoldungsanpassung
nicht gewürdigt und liegen deut-
lich unter dem Ergebnis der an-
deren Bundesländer. Was sind
dem reichen Bundesland Hes-
sen eigentlich die Beschäftigten
wert?

Als besonders schlimm emp-
finden wir die Verhaltensweise
des hessischen Beamtenbundes.
Wer Beschäftigteninteressen
(sind auch Interessen der eige-
nen Mitglieder) in solcher Art
und Weise missachtet, darf für
sich die Bezeichnung „Berufs-
vertretung“  nicht in Anspruch
nehmen. Jetzt verstehen wir
auch, warum Innenminister

Bouffier den Vorsitzenden des
hessischen Beamtenbundes
Spieß mit den Worten: „Danke
mein Lieber!“ nach der Presse-
konferenz verabschiedet hat.

In Anbetracht dieser Verfah-
rensweise der Hessischen Lan-
desregierung und seiner Tarn-
kappenorganisation Beamten-
bund wird der alsbald beginnen-
de Landtagswahlkampf span-
nend werden. Man vergisst
wohl, dass auch die Beschäftig-
ten des öffentlichen Dienstes
Wähler sind!

Für die anstehende
Dienstrechtsreform in
Hessen hat die GdP und
die DGB-Gewerkschaf-
ten Forderungen aufge-
stellt, die sowohl zu-
kunftsweisend als auch
kollektivrechtlich sind.

Wir fordern öffentlich-recht-
liche Tarifverträge, die den In-
halt, Abschluss und die Beendi-

gung von Beamtenverhältnissen
regeln sowie kollektivrechtlich
vereinbarte Vergütungsordnun-
gen.

Das obrigkeitsstaatlich struk-
turierte Beamtenrecht, in dem
der Gesetzgeber einseitig die
Bedingungen diktiert, ist über-
holt. In einer Demokratie muss
Modernisierung des Dienstrech-
tes der Beamtinnen und Beam-
ten immer auch Erweiterung der
Mitbestimmung der Beschäftig-
ten heißen.

Durch die Einführung von öf-
fentlich-rechtlichen Gesamtver-
einbarungen und Tarifverträgen
würden die Gewerkschaften
analog dem Tarifbereich die Ar-
beitsbedingungen und die Be-
soldung der Beamtinnen und
Beamten mit dem Dienstherrn
aushandeln. Die rechtliche
Grundlage für diese Forderung
bildet unserer nach Auffassung
Artikel 29 Absatz 1 der Hessi-
schen Verfassung mit dem Auf-
trag nach Schaffung eines für
„alle Angestellten, Arbeiter und
Beamten“ einheitlichen Ar-
beitsrechts.

Durch die „Föderalisierungs-
entscheidung“ des Bundestages
vom Sommer 2006 haben nun-
mehr die Bundesländer und da-
mit auch Hessen die Möglich-
keit, das Recht der Beschäftig-
ten des öffentlichen Dienstes
nicht nur inhaltlich einheitlich,
sondern auch auf tarifvertragli-
cher Grundlage zu regeln.

Zur Unterscheidung würden
nach unserer Vorstellung ledig-
lich „klassische“ Tarifverträge
für das Tarifpersonal einerseits
sowie „öffentlich-rechtliche Ta-
rifverträge“ für Beamtinnen
und Beamte benötigt. Die in-
haltliche Gestaltung kann gleich
sein.

Mit diesem grundlegenden
Reformansatz wollen wir die
Auseinanderentwicklung der
Beschäftigungsverhältnisse im
öffentlichen Dienst verhindern
und zu einheitlichen Bedingun-
gen, z. B. auch bei der Arbeits-

LANDESJOURNAL

AKTUELL: TARIFVERHANDLUNGEN UND DIENSTRECHTSREFORM

Bitter enttäuscht!

BITTER ENTTÄUSCHT: v. l. Christian Rothländer (ver.di), Jochen Nagel
(GEW), Silke Bemmann (DGB Hessen) und Jörg Bruchmüller (GdP).

Fortsetzung auf Seite 8
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ES VERSTARBEN

25-jähriges
Gewerkschaftsjubiläum

Rainer Aulbach
Hans Joachim Bergmann
Bernhard Buschmann
Detlef Dunkel
Fred Gellner
Klaus Haimerl
Roger Heberer
Klaus Hofmann
Sven Hohmann
Thomas Kirsten
Hans-Dieter Schipkoweit
Torsten Schuhmann
Gregor Schwarz
Hans Jürgen Tippe
Michael Tippmann
Axel Trepte
Heinrich Watzka
Wolf-Dieter Weidner
Kreisgruppe Offenbach
Klaus Pfude
Kreisgruppe 
Hersfeld-Rotenburg
Ute Dernbach
Frank Reinbold
Hans-Rolf Stuhlmann
Dirk Langer

Rudolf Albrecht
Thomas Tampe
Kreisgruppe Kassel
Rolf Avemaria
Kreisgruppe Darmstadt
Herbert Benssing
Georg Ludwig
Torsten Ax
Klaus Balzer
Karl Brenzel
Ewald Heil
Hans Joachim Noth
Kreisgruppe Fulda
Ute Fuchs
Udo Klar
Klaus Knoch
Roger Krah
Matthias Krönung
Jürgen Schenk
Dirk Stiehler
Kreisgruppe Vogelsberg

40-jähriges
Gewerkschaftsjubiläum

Klaus Hess
Udo Lohr
Ernst Schütz
Norbert Walter
Margarete Wenzel
Kreisgruppe Offenbach 

Klaus Burzlaff
Bodo Chrostek
Gerd Maase
Gerhard Mötzung
Leopold Sauer
Gerhard Heppe
Werner Gapp
Werner Heimrich
Kreisgruppe Fulda
Hans Heinrich Hartung
Kreisgruppe Vogelsberg

50-jähriges
Gewerkschaftsjubiläum

Herbert Focke
Kreisgruppe Offenbach
Harald Eberhardt
Kreisgruppe Kassel
Oswin Karolus
Kreisgruppe Darmstadt
Klaus-Dieter Stein
Erhard Zinn
Gerhard Krause
Kreisgruppe Fulda
Herbert Damaschk
Heinrich Putz
Hans-Jürgen Gischler
Kreisgruppe Vogelsberg

Franz-Josef Ellermann
Kreisgruppe Groß-Gerau
Horst Unterstab
Kreisgruppe PASt Wiesbaden
Gerd Nölker
Manfred Plötz 

Kreisgruppe PTLV
Hildegard Klätschke
Ortwin Krause
Kreisgruppe Wiesbaden
Theo Herweg
Elke Günther

Kreisgruppe Kassel
Wilfried van der Horst
Kreisgruppe 
Waldeck-Frankb.
Reinhard Franke
Kreisgruppe Butzbach

Wir werden ihnen ein ehrendes Andenken bewahren.

zeit und der Einkommensent-
wicklung, zurückkehren.

Wir fordern in freien Ver-
handlungen vereinbarte,

dauerhafte und einklagba-
re Erhöhungen der Besol-
dung der Staatsbediens-
teten sowie die Rücknah-
me der Arbeitszeitverlän-

gerungen.

Durch die Rücknahme der
Arbeitszeitverlängerungen
könnten wieder mehr Menschen
im öffentlichen Dienst beschäf-
tigt und die Arbeitslosenzahlen
in Hessen gesenkt werden.

Das, was Ministerpräsident
Koch und der Beamtenbund
jetzt abgeliefert haben, ist das
krasse Gegenteil! gdp

EHRUNGEN
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● Einführung
der 
42-Stunden-
Woche

● Kürzung des
Weihnachts-
geldes

● Streichung
des Urlaubs-
geldes


